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Antrag der SPD-Fraktion Wedel 

zum ausgerufenen Klimanotstand der Fraktion in Wedel zum Thema 

Kohleheizkraftwerk Wedel (KoHKW) am 14.11.2019 

 

Das KoHKW ist das älteste Kohlekraftwerk in Deutschland und wird mit 
Steinkohle beheizt. Seit September 2019 befindet sich das Kraftwerk im 
Eigentum der FHH – Freie und Hansestadt Hamburg.  

Mit dem KoHKW wird noch heute nahezu fast ganzjährig Elektrizität erzeugt 
und nicht nur während der Heizperiode. Somit ist die FHH als Betreiberin des 
KoHKW als Kohlestromproduzentin einzustufen. Für die Versorgung des 
städtischen Fernwärmenetzes besteht aber damit im Teilbereich außerhalb 
der Heizperiode die Möglichkeit auf die klimapolitischen Ziele Einfluss zu 
nehmen. Um die Pariser Klimaziele zu erreichen, hat sich die FHH in einem 
Klimaschutzgesetz dazu bekannt, dass eine Nutzenergie mit einem möglichst 
geringen Anteil an nicht erneuerbaren Energieträgern erbracht wird. 

Hier besteht eine Verpflichtung, dass kommunale Unternehmen umgehend 
den Einsatz von Kohle „weitestmöglich“ zu reduzieren. Diese Verpflichtung ist 
in Hamburg im § 1 des Hamburger Klimaschutzgesetzes konkret festgelegt 
worden und wurde auch in Wedel im Klimanotstand festgeschrieben CO2 
einzusparen. 

Seit 2016 werden aus den Schornsteinen des Kraftwerk ätzende Partikel 
ausgestoßen. Die entsprechenden Analysen liegen der FHH vor. 

 

Der Rat der Stadt Wedel beschließt: 

1. Die Stadt Hamburg wird von der Verwaltung der Stadt Wedel 
aufgefordert dafür zu sorgen, dass die Partikelemissionen aus dem 
KoHKW Wedel unverzüglich abgestellt werden. 
 

2. Die Stadt Hamburg wird von der Verwaltung aufgefordert, die 
Stromproduktion mit Kohle durch die FHH oder ihre Firmen 
außerhalb der Heizperiode einzustellen. Ggfs.werden notwendige 
Wärmemengen außerhalb der Heizperiode durch das Heizwerk 
Haferweg ersetzt. 
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Die Begründung dazu ist: 

1. Das Kohlekraftwerk Wedel stößt nachweislich Partikel aus, die 

gesundheitsschädlich sind auf Grund des niedrigen pH-Wertes (kleiner 2). 

Zudem haben zwei unabhängige Analysen die Bildung von Alu-Sulfat in den 

Partikeln nachgewiesen. Alu-Sulfat ist das Alu-Salz der Schwefelsäure. Da ein 

Baubeginn auf dem BusinessPark beantragt ist, kann es auch zu 

Schädigungen an den entstehenden Gebäuden und Pkws kommen, wie 

bereits vielfach am Elbhochufer und ihren angrenzenden Wohngebieten in 

Rissen geschehen. 

 
2. Durch die Einstellung des Sommerbetriebs wird schädliches Co2 

reduziert. 

 

3. Die Ziele des ausgerufenen Klimanotstandes in Wedel werden 
eingehalten. 

 

 

Wedel, den 07.11.2019 

 

Wolfgang Rüdiger, Mitglied der SPD-Fraktion 
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Im Rat der Stadt Wedel wurde am 07.11.2019 unter dem TOP Anfragen 

folgendes vorgetragen: 

 

Die SPD Wedel hat folgende Fragen an die Verwaltung zum beschlossenen 

Klimanotstand: 

 

1. Wie stellt die Stadt Wedel sicher, dass durch den Ausstoß von Ätzpartikeln 

aus dem Kohleheizkraftwerk evtl. Gesundheitsschäden bei Anwohnern und 

Kindern nicht entstehen können? 

2. Durch die Partikel aus dem Kohleheizkraftwerk sind nachweislich Schäden an 

Glasflächen und Pkws im Hellgrund entstanden. Wie verhindert die Stadt 

Wedel, dass diese Schäden nicht bei den neuen Gebäuden im BusinessPark 

und den davor parkenden Pkws entstehen? 

3. Herr Kerstan (Umweltsenator FHH) hat im Oktober 2019 in der 

Marchwegschule auf eine Frage geantwortet mit: „Ich bin im Gespräch mit den 

Stadtwerken Wedel über die Nachnutzung des Geländes des 

Kohlekraftwerkes“. Meine Frage: Über welches Thema wird dort gesprochen 

und verhandelt?  

Unabhängig von der Beantwortung, werde ich einen Antrag im UBFA zu diesem 

Thema stellen mit folgendem Wortlaut (she. Anhang). 

 

Wedel, den 07.11.2019 

 

Wolfgang Rüdiger 

Ratsherr und stellv. Ausschuss-Vorsitzender vom UBFA 



Gemeinsamer Prüfauftrag zur 13. Sitzung des Umwelt, Bau- und Feuerwehrausschusses

Die Inanspruchnahme von öffentlichen Straßen und Wegen bei der Bauausführung hat an 
verschiedenen Stellen in Wedel für Fußgänger, Radfahrer und vor allem für Menschen mit 
Behinderung zu einer unbefriedigenden bis gefährlichen Verkehrssituation geführt. Vor 
allem die Baustelle der Volksbank in der Bahnhofstraße stellt durch den entfallenen 
Fußweg und Radweg in Richtung Rathaus seit langem eine Situation dar, die geeignet ist, 
Verkehrsunfälle hervorzurufen. 

Die vorhandenen Verweise auf die gegenüberliegende Straßenseite erscheinen uns weder 
praktikabel noch ausreichend, um den Verkehrsfluss gefahrlos zu regeln. 

Wir bitten die Verwaltung bei allen vergleichbaren Bauvorhaben um die Prüfung folgender 
Sachverhalte:

1. Ist die Nutzung des öffentlichen Straßenlandes für die voraussichtliche Dauer des 
Bauvorhabens nach §12 LBO und §17 LBO zulässig bzw. vertretbar ?

2. Welche Möglichkeiten gibt es, den fließenden Verkehr für ALLE Verkehrsteilnehmer zu 
gewährleisten ? (Z.B. durch Umleitungen aller Art) 

3. Kann und sollte die zulässige Höchstgeschwindigkeit für die betroffene Straße zugunsten 
der Verkehrssicherheit verringert werden ?

4. Welche Möglichkeit sieht die Verwaltung schließlich, die aktuelle Situation in der 
Bahnhofstraße im Sinne aller Verkehrsteilnehmer zu verbessern ?

Begründung:
Gerade bei einer stark genutzten Einkaufs - und Verkehrsstraße wie der Bahnhofstraße 
müssen lang andauernde Ausnahmeregelungen im Straßenverkehr so komfortabel wie 
möglich erfolgen, damit kein Fehlverhalten provoziert wird und als Folge daraus keine 
Unfälle entstehen. Dafür sind alle zur Verfügung stehenden Möglichkeiten auszuschöpfen. 
Im Einzelfall sollte auch eine "Bevorzugung" des Fuß- und Radverkehrs gegenüber dem 
Autoverkehr nicht ausgeschlossen werden, da gerade Umleitungen für den Autoverkehr im 
Normalfall keine Hürde darstellen. 

12.11.2019
Für die Fraktionen
Rainer Hagendorf (B 90/Grüne), Wolfgang Rüdiger (SPD), Angela Drewes (WSI), 



  
























	Anlage  1 Antrag KoHKW Klimanotstand
	Anlage  2 Ratssitzung 07.11.2019_Fragen_Hr Rüdiger
	Anlage  3 Prüfauftrag Baustellen
	Anlage  4 Anlage 1 zu Protokoll des 13. UBF am 14 11 19
	Anlage  5 Anlage 2 zu Protokoll des 13. UBF am 14 11 19
	Anlage  6 Umsetzung Maßnahmen IT-Konzept an Schulen

